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A. Satzungen und Verordnungen 

 
 
 

 

B.  Erteilung von Genehmigungen für Flächennutzungspläne 

 
 
 

 

C.  Öffentliche und ortsübliche Bekanntmachungen  

 
1. Amtliche Bekanntmachung über den Sitzverlust eines Ortsratsmitglieds im 

Ortsrat Baccum und den Sitzübergang auf eine Ersatzperson 

 
Amtliche Bekanntmachung 

 
Die am 12.09.2021 in den Ortsrat Baccum (Stadt Lingen (Ems)) gewählte Bewerberin, Frau 
Ursula Ahrend (SPD), ist am 21.06.2025 verstorben. Gem. § 44 Abs. 1 i. V. m. § 38 des Nie-
dersächsischen Kommunalwahlgesetzes (NKWG) geht der freiwerdende Sitz im Ortsrat Bac-
cum (Stadt Lingen (Ems)) auf Frau Angelika Diesen (SPD) als Ersatzperson über. 
 
STADT LINGEN (EMS) 
Stadtwahlleiterin 
Katrin Möllenkamp      (L. S.) 
 
 
 
2. Feststellung des Ergebnisses der Allgemeinen Vorprüfung des Einzelfalls ge-

mäß § 5 Abs. 2 des Gesetzes über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) 

 
Die Fa. Pro Urban Projekt in Lingen „Sternstraße“ GmbH, Auf der Herrschwiese 15, 49716 Mep-
pen, plant die Errichtung eines Mehrfamilienhauses mit 112 Wohneinheiten und Tiefgarage auf 
dem Grundstück „Sternstr. 1-9“ in Lingen (Ems) und beantragt zu diesem Zweck eine bauzeitli-
che Grundwasserhaltung. Vorgesehen ist, in einem Zeitraum von ca. 24 Wochen mittels 8 Drai-
nagesträngen Grundwasser in einer Menge von rechnerisch ca. 645.000 m³ zu fördern und das 
Förderwasser im Anschluss unmittelbar außerhalb des umspundeten Kellerbauwerkes nahezu 
vollständig wieder in das Grundwasser zu reinfiltrieren.  
 
Für die bauzeitliche Grundwasserhaltung mit Reinfiltration in das Grundwasser beantragt die  
Fa. Pro Urban Projekt in Lingen „Sternstraße“ GmbH jeweils die Erteilung einer wasserrecht- 
lichen Erlaubnis gem. §§ 8, 9 und 10 Wasserhaushaltsgesetz (WHG).  
 
Gemäß § 7 Abs. 1 UVPG i. V. m. der Anlage 1 Nr. 13.3.2 ist eine allgemeine Vorprüfung des 
Vorhabens durchgeführt worden. Im Rahmen dieser allgemeinen Vorprüfung des Einzelfalls 
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wurde nach Maßgabe der Kriterien der Anlage 3 zum UVPG festgestellt, dass für das Vorhaben 
keine Pflicht zur Durchführung einer Umweltverträglichkeitsprüfung besteht. 
 
Das Baufeld befindet sich in der Schutzzone III des Trinkwasserschutzgebietes Stroot im groß-
flächig bebauten Bereich der Lingener Innenstadt auf dem Grundstück Gemarkung Lingen, Flur 
7, Flurstück 200/23. Das Grundstück liegt in einer Wohnbauumgebung in Hochschulnähe und 
war in der Vergangenheit bereits großflächig mit Gebäuden überbaut bzw. versiegelt.  
 
Umgebungsnah befindet sich die bekannte Schadstofffahne des Altstandortes „Ehemaliges Gas-
werk Lingen–Kaiserstraße“ (Anlagen-Nr. 454 032 5 901 0001, Cyanide) sowie der Altstandort 
„Ehem. Eisenbahnausbesserungs-Werk“ (Anlagen Nr. 454 032 5 901 0034). 
 
Durch die Reinfiltration des Förderwassers in das Grundwasser unmittelbar außerhalb des um-
spundeten Baufeldes sind lediglich geringfügige und kleinräumige Auswirkungen durch die Bau-
wasserhaltung zu erwarten. 
Maßgebliche mengenmäßige oder qualitative Beeinträchtigungen des Grundwassers im Trink-
wasserschutzgebiet Stroot sind infolgedessen nicht zu besorgen. Insbesondere wird durch die 
Reinfiltration des Förderwassers das Risiko einer etwaigen Verlagerung von Schadstoffen aus 
Altlasten weitestgehend minimiert.  
 
Durch ein umfassendes Grundwassermonitoring mit regelmäßiger Probenahme und Analytik 
wird zudem sichergestellt, dass einer nicht gänzlich auszuschließenden Verdriftung von Restbe-
lastungen an Schadstoffen sowie einer etwaigen Grundwasserverunreinigung in Abstimmung 
mit den Fachbehörden frühzeitig durch geeignete Maßnahmen entgegengewirkt werden kann.  
 
Zudem ist anzumerken, dass die beantragte bauzeitliche Grundwasserhaltung lediglich tempo-
rär für die Dauer von ca. 24 Wochen betrieben wird und sich nach Beendigung der Grundwas-
serhaltung innerhalb kurzer Zeit die natürlichen Grundwasserverhältnisse wiedereinstellen.  
 
Weiterhin werden durch Inhalts- und Nebenbestimmungen im Erlaubnisbescheid etwaige Aus-
wirkungen vermieden bzw. so gering wie möglich gehalten (z.B. durch Vorgabe eines umfas-
senden Grundwassermonitorings und das Einbinden eines Sachverständigen mit Referenzen in 
der Bearbeitung abfall- und bodenschutzrechtlicher Fragestellungen, Vorgabe von Beweissiche-
rungsmaßnahmen, Vorgabe einer bedarfsgerechten Bewässerung von Gehölzbeständen usw.).  
 
Im Ergebnis sind unter Berücksichtigung der Kriterien der Anlage 3 keine erheblich nachteiligen 
Umweltauswirkungen auf die in § 2 Abs. 1 UVPG genannten Schutzgüter (Menschen, ein-
schließlich der menschlichen Gesundheit, Tiere, Pflanzen und die biologische Vielfalt, Fläche, 
Boden, Wasser, Luft, Klima und Landschaft, kulturelles Erbe und sonstige Sachgüter sowie die 
Wechselwirkung zwischen den vorgenannten Schutzgütern) zu erwarten. Für das Vorhaben be-
steht demnach keine Pflicht zur Durchführung einer Umweltverträglichkeitsprüfung. 
 
Die Feststellung des Ergebnisses wird hiermit gemäß § 5 Abs. 2 UVPG öffentlich bekannt ge-
macht. 
 
Es wird darauf hingewiesen, dass diese Feststellung nicht selbständig anfechtbar ist  
(§ 5 Abs. 3 UVPG). 
 
Stadt Lingen (Ems)            L.S.      Lingen (Ems), den 21.08.2025 
Der Oberbürgermeister                       
in Vertretung 
 
gez. Schreinemacher 
(Erster Stadtrat) 
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D.  Zeit, Ort und Tagesordnung der öffentlichen Sitzungen des 
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E.  Bekanntmachungen aufgrund besonderer Rechtsvorschriften 

 


